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Bank
In der polnischen Frage sind nach dem Blätzbesuch vom 31. Oktober in Moskau die Stellungen
bezogen. Die sowjetische Führung dringt auf eine Verschiebung der Krise, die polnische Regierung
sucht den schwierigen Kompromiss zwischen «Moskau und Danzig», und die Arbeiter kämpfen für
die Einhaltung der Versprechen.

Die kurzfristig anbefohlene «Arbeitssitzung»
stand unter einem schlechten Vorzeichen. Viele
Beobachter fürchteten das Ultimatum. Sicher
haben Breschnew, Tichonow und Gromyko
gegenüber Ministerpräsident Pinkowski und
Parteisekretär Kania offen und hart gesprochen.
Aber das offizielle Communiqué ist sehr
versöhnlich. Und vermutlich hat die Sowjetunion
eine weitere, umfangreiche Wirtschaftshilfe in
Aussicht gestellt.

Breschnew lässt sich Zeit

Dafür sind Satellitenführer beauftragt worden,
mit Drohgesten zu warnen. Honecker hat die
Igelstellung für die DDR bezogen. Husak folgt
für die CSSR nach. Dort haben Bilak und
Gewerkschaftsführer Hoffmann die Möglichkeit
einer Intervention in Aussicht gestellt. Derweil
Ungarn bisher Zurückhaltung geübt hat, ist die
Zeitung der ungarischen Minderheit in der
CSSR auch schon zum Angriff gegen die polnischen

Arbeiter übergegangen («Uj szo», Bratislava,

22. 10. 1980). Budapest dürfte demnächst
nachfolgen.

Aber Moskau hält sich zurück. Das ist sehr
geschickt. Einerseits will es später, wenn militärisch

doch noch interveniert werden muss, auf
seine Geduld und sein Wohlwollen hinweisen
können. Andererseits ist die Intervention gegenwärtig

zweifellos nicht opportun. Afghanistan ist
kaum vergessen und der polnische Widerstand
noch zu gefährlich; eine Verschiebung drängt
sich daher auf.

Kania braucht Zeit

Die neue polnische Staats- und Parteiführung
hält sich ebenfalls noch alle Wege offen.
Vorläufig wurde die Registrierung der freien
Gewerkschaft «Solidarität» von der statutarischen
Anerkennung der führenden Rolle der
Kommunistischen Partei abhängig gemacht. Das sichert
einen Zeitgewinn und erlaubt, Kraft und Willen
der Arbeiter auszuloten. Zuvor hat das VI.
Plenum des Zentralkomitees am 5. Oktober die
«vollständige und ehrliche Einhaltung» des Dan-
ziger Kompromisses proklamiert; das Versprechen

wurde vor der Abreise Pinkowskis und Ka-
nias nach Moskau erneuert. Das stimmt die Polen

etwas zuversichtlicher.

Walesa wird von der Zeit gedrängt

Der Schlüssel aber liegt bei der «Solidarität»,
letztlich bei Lech Walesa. Werden die Arbeiter
dem sanft, aber wirkungsvoll steigenden Druck
widerstehen können? Werden sie die Fallen
einer Provokation vermeiden können? Sie haben
hinter sich die grosse Mehrheit nicht nur der
Arbeiter, sondern des ganzen Volkes. Schon
drängen die Bauern auf die Gründung einer
unabhängigen Organisation, verlangt der Kongress
der polnischen Journalisten eine Diskussion der
Zensur, womit sich die Akademie der Wissen-

Der Entwurf zum Denkmal für die
Arbeiter, die bei den Unruhen von
1970 gefallen sind. Die Errichtung
eines solchen Mahnmals hatte zu
den Forderungen der Streikenden
gehört, denen die Regierungsdelegation

am 31. August in den
Vereinbarungen von Stettin mit ihren
28 Punkten zugestimmt hatte. Bild:
«Express Wieczorny» (Warschau,
13.10.1980).

Schaft ebenfalls befasst, und postulieren Lehrer
und Dozenten mehr Selbständigkeit auch in
beruflichen Belangen. Allerdings: der einzige Hebel,

den die Arbeiter gegenwärtig ansetzen können,

ist die Streikdrohung. Je prekärer Energie-
und Versorgungslage werden, desto problematischer

wird die Streikdrohung.
Daher das wichtigste Ziel der Arbeiter: die
Organisation wirklich unabhängiger Gewerkschaften.

Umgekehrt ist es eben dieses Anliegen, das
Moskau auf die Dauer nicht dulden kann. Denn
der so entstehende Machtpluralismus würde das
Fundament der sowjetischen Herrschaft erschüttern.

So geschickt die polnische Führung taktiert: sie

befindet sich vor unlösbaren Schwierigkeiten.
Der Ausweg, der sich abzuzeichnen beginnt,
liegt im Zeitgewinn. Dank auch zusätzlicher
Sowjethilfe könnten die wirtschaftlichen Forderungen

der Arbeiter fürs erste befriedigt werden.
Als nächstes wird wohl auf die statutarische
Anerkennung der führenden Rolle der Partei
verzichtet werden; die Regierung könnte sich
zunächst mit einem Zusatzprotokoll entsprechenden

Inhaltes zufrieden geben. Am 10. November
wird diese Entscheidung fallen. So könnte der

Streik vom 12. November vermieden werden.
Damit wäre die Krise vorläufig hinausgeschoben.

Nicht jedoch aufgehoben.

Im Frühjahr wird sie voraussichtlich erneut
aufbrechen. Vom Januar sn wird das Volk frieren,
vom Februar an hungern. Entweder bricht dann
der Widerstand des Volkes zusammen, oder er
entfacht sich neu. Diesfalls wird sich die Sowjetunion

zur Invasion gezwungen sehen; Vorbereitungen

dazu werden für den Notfall sicher
schon getroffen.

Leicht wird die militärische Intervention nicht
sein; die Polen werden kämpfen. Sie erinnern
sich an den Herbst 1956, als sowjetische Truppen

bereits von ihren Stützpunkten in
Niederschlesien und Ostpreussen her auf Warschau
zumarschierten. Damals stand die polnische
Armeeführung geschlossen hinter der Pulawska-
Gruppe. Der sowjetische Marschall Rokossows-
ki, der die polnische Armee befehligt hatte,
musste flüchten. Die polnischen Streitkräfte hatten

Warschau schützend umringt. Ihre
Kommandanten stellt der Roten Armee ein Ultimatum:

«Noch einen Kilometer weiter, und wir
schiessen.» Das zwang Chruschtschew und Mo-
lotow zum Kompromiss. Denn es gärte und
brodelte auch in Ungarn, und die Sowjetunion be-
sass noch kein militärisches Uebergewicht.

Die ganze Krise kommt noch

Das hat sich gründlich geändert. Symptom dafür
ist unter anderem die Tatsache, dass sich die
polnische Armeeführung bislang völlig neutral
verhalten hat. Aber im Falle einer Sowjetinvasion

werden die Polen trotzdem kämpfen, und
das kommt der Sowjetunion ungelegen. Sie wird
daher alles versuchen, die polnischen Arbeiter
mit weniger sichtbaren Mitteln in die Knie zu
zwingen. Nur wenn ihr das gelingt, kann die
Invasion vermieden werden. Aber auch das würde

bloss ein weiteres Hinausschieben der Krise
bedeuten. Diese kommt, so oder so, auf den ganzen

Westen zu.

Die Krise kommt auf einen Westen zu, der
immer noch die Augen verschliesst und dem Luxus
frönt. Dem Luxus der politischen Polarisation,
die an die Stelle der Diskussion getreten ist.
Dem Luxus unverständlicher Energieverschwendung,

wie er beispielsweise in Automobilrennen
sich äussert. Dem Luxus, sich weiterhin einem
eindimensionalen Wohlstandsdenken hinzugeben.

Dem Luxus, der Stärkung der militärischen
Verteidigungskraft keine genügende Aufmerksamkeit

zu schenken. Peter Sager

Lech Walesa.
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